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c) die Schadensbeseitigung an Mietwohnräumen, 
deren Sperrung spätestens nach Ablauf eines Jah­
res vom Rat des Kreises bzw. Stadtkreises, Abtei­
lung Aufbau, schriftlich angedroht wurde.

(2) Als Um- oder Ausbau im Sinne der Verordnung 
gelten Baumaßnahmen,

a) durch die mit Hilfe einer veränderten Raumauf­
teilung zusätzliche zur dauernden Vermietung an 
Dritte bestimmte Wohnräume gewonnen werden, 
z. B. Teilung von Wohnungen;

b) durch die bisher anderweitig oder überhaupt nicht 
genutzte Gebäudeteile für Mietwohnzwecke nutz­
bar gemacht werden (z. B. Ausbau von Dachkam­
mern oder Gewerberäumen) oder

c) durch die der umbaute Raum eines Gebäudes für 
Mietwohnzwecke durch Aufstockung erweitert 
wird.

(3) Wird in Verbindung mit dem Wiederaufbau total 
oder teilweise zerstörter Mietwohngrundstücke zur 
Gewinnung zusätzlichen Mietwohnraumes gleichzeitig 
eine Erweiterung gegenüber dem ursprünglichen Um­
fang des umbauten Raumes des Wohngebäudes durch­
geführt, so wird für die Baumaßnahmen in ihrer Ge­
samtheit ein Darlehen als Wiederaufbaugrundschuld 
nach der Anordnung vom 2. September 1949 über die 
Kreditgebung für Wiederinstandsetzung bzw. Wieder­
aufbau privater Wohnungsbauten (ZVOB1. I S. 714) 
gewährt. Im übrigen gelten für den auf den Wiederauf­
bau entfallenden Teil der Baumaßnahmen die §§ 1 bis 4 
der Verordnung; für den darüber hinausgehenden Teil 
(Erweiterungsbau) gilt § 6 der Verordnung.

. (4) Erstrecken sich die beabsichtigten Baumaßnahmen 
auch auf Räume, die für gewerbliche oder land- und 
forstwirtschaftliche Zwecke genutzt werden sollen, so 
findet auf diesen Teil der Baumaßnahmen, unabhängig 
von seinem Umfang, die Verordnung keine Anwen­
dung.

(5) Eine Instandsetzung bzw. ein Um- oder Ausbau 
liegt auch dann vor, wenn es sich um ein Wohngebäude 
auf land- oder forstwirtschaftlich genutzten Grund­
stücken oder der Vereinigung der gegenseitigen Bauern­
hilfe handelt. Hierunter fallen auch die Hauswirtschaf­
ten der Genossenschaftsbauern und die auf Boden­
reformland errichteten Wohngebäude, sofern dauernd 
zu vermietender Wohnraum zusätzlich gewonnen wird.

§ 5
Bestätigrung und Überprüfung durch die Abteilung 

Aufbau
(1) Mit der Ausstellung der Baugenehmigung hat der 

Rat des Kreises bzw. Stadtkreises, Abteilung Aufbau, 
auf Antrag des Bauwilligen eine Bestätigung darüber 
zu erteilen, daß die beabsichtigten Baumaßnahmen 
ganz oder teilweise unter die Bestimmungen der Ver­
ordnung fallen. Dabei ist gleichzeitig anzugeben, wie 
hoch der Gesamtbetrag der veranschlagten Baukosten 
ist und wie dieser sich auf die einzelnen Maßnahmen 
gemäß § 4 Absätze 1 bis 3 verteilt. Die Angaben des 
Antragstellers sind durch eine örtliche Besichtigung des 
Bauobjektes vor Erteilung der Baugenehmigung durch 
den Rat des Kreises bzw. Stadtkreises, Abteilung Auf­
bau, zu überprüfen. Die Bestätigung wird nur erteilt, 
wenn den Antragsunterlagen eine Bescheinigung gemäß 
§ 6 Abs. 3 beiliegt.

(2) Nach Fertigstellung des Bauvorhabens ist die 
Endabrechnung durch den Rat des Kreises bzw. Stadt­
kreises, Abteüung Aufbau, zu überprüfen und dabei

ersichtlich zu machen, auf welche der im § 4 Absätze 1 
bis 3 auf geführten Baumaßnahmen die tatsächlich auf­
gewendeten Baukosten entfallen sind.

§ 6
Gewinnung von zusätzlichem Mietwohnraum
(1) Die Vergünstigungen der Verordnung werden nur 

gewährt für den durch die Baumaßnahmen zusätzlich 
gewonnenen, zur dauernden Vermietung an Dritte be­
stimmten Wohnraum, über den das für die Wohnraum­
lenkung örtlich zuständige Organ durch Zuweisung 
oder Einweisung verfügt, sowie für Baumaßnahmen, 
bei denen es sich um eine Schadensbeseitigung im 
Sinne des § 4 Abs. 1 Buchst, c handelt.

(2) Abs. 1 gilt auch für Baumaßnahmen, die sich auf 
ein Einfamilienhaus beziehen, mit der Maßgabe jedoch, 
daß es sich bei dem zusätzlich gewonnenen Wohnraum 
um mindestens eine zweite für die dauernde Vermie­
tung an Dritte bestimmte, selbständige Wohnungs- e 
einheit handeln muß, über die das für die Wohnraum­
lenkung örtlich zuständige Organ verfügt.

(3) Das für die Wohnraumlenkung örtlich zuständige 
Organ hat dem Bauwilligen — zur Ergänzung des bei 
der Abteilung Aufbau einzureichenden Antrages auf 
Erteilung einer Bestätigung gemäß § 5 Abs. 1 — zu 
bescheinigen, daß die Voraussetzungen des Abs. 1 oder 2 
zutreffen.

§ 7
Darlehnsantrag und -unterlagen

(1) Die Ausreichung eines Darlehens nach § 2 oder § 6 
der Verordnung ist durch die Bauwilligen bei der nach 
der Belegenheit des Bauobjektes zuständigen Spar­
kasse oder Kreisstelle der Deutschen Bauernbank zu 
beantragen. Die Kreisstelle der Deutschen Bauembank 
ist zuständig, wenn das Bauobjekt mit einem landwirt­
schaftlichen Betrieb in wirtschaftlichem Zusammenhang 
steht.

(2) Dem Darlehnsantrag sind folgende Unterlagen 
beizufügen:

a) die Bestätigung des Rates des Kreises bzw. Stadt­
kreises, Abteilung Aufbau, gemäß § 5 Abs. 1;

b) die Baugenehmigung — soweit es sich um lizenz­
pflichtige Bauvorhaben handelt — die Baulizenz;

c) der auf gegliederte Kostenanschlag; bei lizenzpflich­
tigen Bauvorhaben auch die Bauzeichnungen;

d) der auf geschlüsselte Finanzierungsplan und der 
Nachweis über die Art und Erbringung der Eigen­
leistungen;

e) die Rentabilitätsberechnung;
f) der Grundbuchauszug.

§ 8
Darlehnssicherung

. (1) Das nach § 6 der Verordnung ausgereichte Dar­
lehen bedarf der hypothekarischen Sicherung an erster 
Rangstelle. Die Ausstellung eines Briefes ist aus­
geschlossen. Von der Erststelligkeit der Hypothek kann 
abgesehen werden, wenn die Vorlasten nur zugunsten 
des Finanz- oder Kreditsystems bestehen. Diese Aus­
nahme gilt auch bei Vorhandensein privater Vorlasten, 
wenn sie nicht mehr als 10 °/o des Einheitswertes (vor 
Durchführung der Baumaßnahmen) betragen.

(2) An Stelle der hypothekarischen Sicherung kann 
eine solche durch Abtretung der Mieteinnahmen in 
Höhe der laufenden Darlehnsleistungen treten, wenn 
der Darlehnsbetrag, innerhalb von drei-Jahren rück­
zahlbar ist.


